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Die neue Regierung.'
tz»

Skm einem Borkiner Mitarbeiter wird uns geschrieben:
Während die Rechtspresse ihr schamloses Treiben gegen die

•ent Reichsregierung auch am Mittwoch abend fortsetzt und sich
eifrigst bemüht, den französischen Annexionspolitikern neue Hoff-
nungen auf die Durchführung ihrer Pläne zu geben, erkennt der
übrige Teil der bürgerlichen Presie inzwischen das Verdienst an,
M$ sich die Sozialdemokratie durch die Uebernahme der schweren
Verantwortung erworben hat. Selbst das Organ der Unab-
hängigen, die „Freiheit", gesteht, daß nur das Eintreten der So-
KialÄemokratie die Besetzung des Ruhrgebiets verhindern und die
daraus folgenden traurigen Situationen für die Arbeiterschaft
vermeiden konnte. In der augenblieklichen kritischen Situation
logen die Unabhängigen überhaupt eine Haltung an den Tag, die
«ehr von nationalem Bewußtsein zeugt, als die Haltung ge-
tvifser anderer Parteien, die sich anmohen, Hüter der nationalen
Ehre zu sein.

Nachdem die Unabhängigen entgegen ihrer bisherigen
Stellungnahme zum Ausdruck gebracht haben, sie wollten diese
Regierung nach ihren Taten beurteilen, wäre zu wünschen, daß
sie bei 'Beurteilung der Taten der Regierung auch die Um-
stände berücksichtigen würden, unter denen diese Taten durch-
geführt werden. Sollten die Unabhängigen sich zu der Einsicht
durchringen, daß unter so außerordentlich schwierigen Umständen
vor allem keine übertriebenen Anforderungen gestellt werden
dürfen, so hätte das neue Kabinett trotz der Hetze von rechts eine
gesicherte Stellung, und die Wünsche der Demokraten, bald eine
Erweiterung der Koalition durch die Deutsche Volkspartei vor-
zunehmen, brauchten nicht weiter verfolgt zu werden. Nach der
Haltung der volksparteilichen Presse zu urteilen, ist nämlich
nicht damit zu rechnen, daß Lie Deutsche Volkspartei, die sich
bei der Alstimmung über das Ultimatum aus rein partei-
egoistischen Gründen leiten ließ, bald Neigung empfindet, für die
Politik im Reiche die Verantwortung mit tragen zu helfen. Die
.Tägliche Rundschau" schreibt: „Die Deutsche Votkspartei ist
aus der Koalition austzsschieden, weil sie das Ultimatum nicht
anzunehmen vermochte, und denkt auch gar nicht daran, nun
etwa nach einigen Wochen durch dieselbe Tür, die aus der Koa-
lition herausführte, nun in das Kabinett Wirth hinein-
znspazieren."

Es wird an der Haltung der Unabhängigen liegen, diesen
Wunsch der Volkspartei, nicht in die Regierung einzutreten,
auch in der Zukunft bestehen zu lassen. Denn solange die Re-
gierung von beiden sozialdemokratischen Parteien gehalten wird,
hat die Stinnespartei sicher einen Abscheu vor ihr.

Im übrigen ist es ja kein Geheimnis, daß die neue Re-
gierung nur aus einer Minderheit des Reichstages gebildet ist,
daß sie noch nicht einmal alle Ministerien besetzt hat und im
Parlament noch kein Programm entwickeln konnte. Sie b^iarf
also noch sehr der Festigung, wenn sie Bestand haben soll. Aber
wie geschichtliche Lat dieses Koibinetts war die Unterzeichnung des
Ultimatums und damit, wie wir hoffen, die Rettung Deutsch-
lands. Was weiter wird, weih niemand. Die guten Demo-
kraten beklagen sich, daß ihnen unter 'bem furchtbaren Druck
der entscheidungsschweren Stunde die neue Koalition abgerungen
sei. Jetzt müsse die Grundlage, der Regierung sofort nach
rechts erweitert werden. Fahren die Demokraten in diesem
Bemühen fort, werden sie, worüber sie und die andern bürger-
lichen Parteien sich bald klar sein sollten, nicht nur das junge
Leben der Regierung Wirth, sondern zugleich das Dasein dieses
Reichstages gefährden. Wir können uns aber in diesen Zeiten
den Luxus einer dauernden Regierungskrise nicht gestatten. Wenn
der Reichstag der Juniwahlen, wie sich immer mehr zeigt, keine
Regierung von einiger Stärke und Dauer bilden kann, müßte
schließlich doch versucht werden, durch Neuwahlen ein anderes
Parlament zu schaffen. Aber so lange sich das vermeiden läßt,
soll man es vermeiden. DaS deutsche Volk ist wirklich nicht dar-
auf erpicht, jedes Jahr mehrere Male Neuwahlen durchzumachen.
Es kann von den gewählten Vertretern verlangen, daß sie den
aus dem Gang der Ereignisse sich ergebenden Notwendigkeiten
Rechnung tragen und selbst die Grundlage schaffen, auf denen
wir zu dauerhafteren Verhältniffen kommen.

General Wrangels Vorwürfe gegen Frankreich. Die Kon-
stantinopeler Zeitung „Stambul" veröffentlicht einen Brief
Wrangels an die französische Regierung, in welchem Wrangel
Frankreich ein unehrliches Spiel mit der Krimarmee vorwirft
und sagt, Frankreich brachte die Krimarmee in eine verzweifelte
Lage, und um die russische Flotte in die Hand zu bekommen,
habe es das Leben von zehntausenden russischer Soldaten auf
dem Gewissen, die auf Frankreichs Veranlassung in den Kampf
gezogen wurden.

Vorübergehende Berkehrssperre. Die Eisenbahndirektian
Köln schreibt dem W. T. SB.: Durch die Truppenbewegungen in
der Richtung nach der Ruhr sind die Eisenbahnlinien des be-
setzten Gebietes so stark beansprucht, daß es leider notwendig
wurde, vorübergehend eine SBerkehrssperre für Frachtstückgut und
Frachtgutwagenladungen zu verhängen, die sich hoffentlich nur auf
einige Tage erstrecken wird. Die Aufhebung der Sperre wird
sobald wie möglich bekanntgegeben.

Groß-Hamburg in kulturpolitischer

Keleuchtung.
Von Gustav Schiefler (Mellingstedt in Holst.).

Man kann auch Alfred Lichtwark einen Vorkämpfer
Groß-Hamburgs nennen. Natürlich nicht in dem Sinne, wie das
Problem heute vor uns steht. Der Gedanke an eine politische
Verschmelzung der vier Städte und eines Teiles des umliegenden
Landgebiets war zu seinen Lebzeiten ausgeschlossen. Dennoch
dürfen wir, die wir für die Idee eintreten wollen, uns auf seine
Autorität berufen. Für ihn, der ganz in geistigen Belangen
lebte, bestand diese Einheit bereits: als geistige Einheit. Im
Voraussehen solcher Zusammenhänge war er uns allen weit vor-
aus. Er betrachtete fein Hamburg immer als den Vorort, als die
geistige Hauptstadt des nordwestlichen Deutschlands. Damit sei
nicht gesagt, er habe von einem politischen nordwestdeuisweii
Staatengebilde geträumt. Das verhinderte seine historische Bil-
düng. Aber das in seiner Idee lebende Hamburg — wenn ich
mich eines Kantischen Ausdrucks bedienen darf: der „ideale
Ebarakier" dieses seines Hamburg — war nicht durch die engen
politischen Grenzen in Fesseln geschlagen; ihm war Hamburg die
zur Großstadt gewordene Menschenansammlung an der Stelle
des Eibstroms, die durch die natürlichen Verhältnisse zum Um«
schlagplatz vom See- zum deutschen JnlandSverkehr bestimmt war.
Diese Menschenansammlung, diese Großstadtbevölkerung hatte im
tiefsten Grunde einen einheitlichen Charakter, einerlei ob sie sich
Altonaer, Hamburger, Harburger oder Wandsbecker nannten.
Denn sie war aus den umliegenden Landschaften zusammen»
'tzeströml und bestand vornehmlich au3 Niedersachsen und Friesen,
also aus Stammesgenossen ober Stammesverwandten; U ar Licht»
wart doch selbst, genau genommen, kein geborener Hamburger,
sondern aus der unmittelbaren Nachbarschaft gebürtig.

Sein Ideal war die Heraufführung einer neuen großen bei t-
scheii (Äcistesblüte; sein praktisches Ziel ging dahin- jene Men-
schenaiffaiiimlung am Elbstrom zur Trägerin einer nordwest-

Deutscher Reichstag.
(Telephonischer SBericht.)

104. Sitzung.
Mittwoch, 11. Mai 1921, nachmittag? 2 Uhr.

Auf der Tagesordnung steht ein Antrag aller Parteien mit
Ausnahme der Kommunisten auf Wahl eines vierten
Vizepräsidenten für die Dauer der gegenwärtigen Session.

Schultz-Bromberg (DNP.): Da Herr Dittmann von den
unabhängigen Sozialdemokraten keine Lust zu haben scheint, sich
von seinem Amt zu trennen, müssen wir schon dem Anträge zu-
stimmen, um der Deutschen Volkspartei zu ihrem berechtigten
Anspruch zu verhelfen. _

Dittmann (USP.): Herr Schultz hat den Geschmack gehabt,
die Frage auf meine Person zuzuspitzen, obwohl er eigentlich
wissen mußte, daß ich mein Amt nur im Auftrage-meine: Frak-
tion führe.

ilcach weiteren Bemerkungen der Abg. Ledebour tUSP.),
Burlage (Z.), Schultz (DNP.) wird der Antrag einstimmig an-
genommen.

Auf Antrag Burlage wird die Wahl sofort vorgenommen und
R i e B e r (DVP. zum vierten Vizepräsidenten gewählt.

Das deutsch-tschechische Abkommen, betreffend Ueberleiturg
der Rechtspflege im Hultschiner Lande wird ohne Aussprache in
allen drei Lesungen angenommen.

Nachtrag znm Haushaltsplan.
Es folgt die zweite Beratung des Nachtrages zum Reichs-

haushaltsplan. (Deamtenbesoldung.)
Delius (DDP.) berichret über die Beratung des Ausschusses.

^Morath (DVP.): Der Ausschuß hat für eine eingehende
Prüfung der Vorlage leider keine Zeit gefunden. Die Assistenten-
prüfung ist vollständig überflüssig. Der Redner begründet so-
dann einen Antrag, wonach, sobald die entsprechenden Kenntniffe
bereits in früheren Prüfungen nachgewiesen sind, die Prüfung
beim Aufrücken in Besoldungsgruppe 7 fortfallen soll, ebenso soll
die Ergänzungsprüfung bei allen Beamten, die eine zehnjährige
Dienstzeit in Gruppe 6 zurückgelegt haben, wegfallen.

Bruhn (DNP.) spricht sich ebenfalls für Beseitigung der Er-
gänzungsprüfung aus.

Schiffer (SDDP.) fordert ebenfalls Aufhebung _ber Er-
gänzungsprüfung für Assistenten beim Aufrücken in «etrelär-
stellen.

Ein Negierungsvertreter ersucht um Ablehnung sämtlicher
drei Anträge. Tie Anträge würden die ganze, in langjähriger
Verhandlung mühsam zustande gekommene Besoldungsordnung
gefährden und die ganze Frage noch einmal wieder neu auf»
wühlen. Der sozialdemokratische Antrag will diese Vergünsti-
gung sogar auf die außerplanmäßigen Beamten und SBeamten-
anwärter ausdehnen. Auch um Ablehnung des sozialdemokra-
tischen Antrages bittet die Regierung. Der Reichsrat wüide
diesen Anträgen ohnehin nicht zustimmen.

Steinkopf (SD.): Durch den Hinweis auf die eventuelle
Ablehnung durch den Reichsrat werden wir uns ebenso wenig
bange machen lassen, da sich in dieser Frage alle Parteien einig
sind. Wir sind gegen die Anträge der Deutschen Volkspartei.
Wir bitten um Zustimmung zu unserem Anträge.

Schuldt (T>DP.): Weil die Beamten solange verzichten
mußten, müssen die Beamtenffagen heute trotz der schweren
außenpolitischen Sorgen behandelt werden. Wir sind dafür, daß
die Ergänzungsprüfung für die Ausrückung der ehemaligen
Assistenten (Sekretäre) von Gehaltsgruppe 6 nach Gehalts-
gruppe 7 wegfällt.

Breunig (USP.): Statt ewig zu petitionieren, müssen sich
die SBeamten durch Zusammenschluß zu starken Gewerkschaflen
ihre Rechte erkämpfen. Die Ergänzungsprüfung muß beseitigt
werden.

Taner (Bayer. VP.): Mit Ausnahme des Anträge? Morath,
der nach unserer Ueberzeugung das einzig Annehmbare bringt,
lehnen wir alle anderen Anträge als zu weitgehend ab.

Plettner (Komm.): Müssen die neuen Minister auch eine
Ergänzungsprüfung ablegen? Wir stimmen dem Anträge auf
Beseitigung der Ergänzungsprüfung zu. Der Reichstag darf sich
durch die Ausführungen des Negierungsvertreters nicht ein-
schüchtern lassen.

Hoch (SD.): Nicht über die erfolgten Ausgaben, sondern
über die bevorstehenden Ausgaben muß der Reichstag eine Ueber-
sicht gewinnen. Der Nachtragsetat muß vor Pfingsten verab-
schiedet sein. 2er Haushaltsausschuß war einstimmig der Mei-
nung, daß die jetzige Wirtschaft nicht so weiter gehen kann. Vor
allem muß bei der Stellung solcher Anträge die Demagogie der
Parteien ausgeschaltet werden und das Wettlaufen um die Gunst
der SBeamten muß aufhören. (Morath: Ihr Antrag war
der weitestgehende!) Den einzelnen Parteien ist vom Ausschuß
reichlich Gelegenheit zum Einspruch gegeben worden; es hat aber
niemand Einspruch erhoben. In der kurzen Zeit, die uns zur
Verfügung stand, alle Beschwerden der Angestellten und SBeamten
zu prüfen, war unmöglich. Deshalb ist das jetzt eingeschlagene
Verfahren von demagogischen Gründen diktiert.

Nach weiteren SBeinerkungen der Abg. Höfle (Z.) und Cuaab
(DVP.) werden die Anträge Schiffer und Morath
angenommen.

Der Nachtragsetat wird dann in zweiter und dritter Lesung
angenommen. Die Ausführungsbestimmungen zum Besoldungs-
gesetz gehen auf Antrag des Abgeordneten Delius (DDP.) an
den Besoldungsausschuß. , .

Preissenkung sör Druckpapier.
Es folgt die Beratung eines Antrages der sozialisti'chen und

bürgerlichen Parteien, der von der Regierung fordert:
t. Die Gestehungskosten für Zellstoff, Holzstoff und Zeitungs-

druckpapier durch genügende und ernsthafte Revisionen festzustellcn
und zur Prüfung der Preise an Hand der Revisionen einen Aus-
schuß einzusehen, dem Mitglieder des Reichstages, des Reichs-
rates, de? Reichswirtschaftsrates, sowie Berfteter der Zeitung?-
Verleger und der Papierindustrie in paritätischer Zusammen-
setzung angehören.

2. Hierbei feststellen zu lassen, ob eine Preissenkung etwa
durch Kartellmaßnabmen behindert wird.

3. Das Zeitungsdruckpapier in die Tarifklasse B ohne Er-
Hebung eines Zuschlages für gedeckte Wagen zu setzen.

deutschen Stammeskultur zu machen. Als Deutscher und beson-
der? als Niederdeutscher wußte er, daß auf deutschem Boden
geistiges Leben dezentralisiert, nach Stämmen gegliedert wachsen
müsse, um sich zu einer machtvollen Einheit zusammenzuschließen.
Collie der Wurf nach diesem Ziele gelingen, so mußten all«
Kräfte innerhalb dieses Zentrums zusammengefaßt werden, da-
mit das Höchste erreicht würde, was dieser Art Mensch erreichbar
war. Die Lebensbedingungen ihrer aller waren — trotz mancher
Verschiedenheiten im einzelnen — die gleichen. Sie beruhten
auf der Blüte des Handel?, der sich auf der Basis eines ge-
segneten Hinterlandes, aber doch mit dem Blick auf
die ganze Welt entwickelt hatte und weiter entwickelte. Konnte
die geistige Atmosphäre, die sich in dieser Umwelt bildete, an den
einzelnen Crtcn verschieden fein? Sie mußte al? Ganze? be-
trachtet werden, wollte man sie al? Faktor in da? Kulturleben
der Nation einstellen.

Daß Lichtwark die? tat, kann nicht bezweifelt werden. Sein
Blick, der Blick des KulturpolitikerS, erkannte den .Kräftezuwachs,
der sich durch den Zusammenschluß gleichartiger Elemente an der
richtigen Stelle ergab, war es doch zum Beispiel ein Lieblings-
gedanke seiner letzten Jahre, die Hansestädte sollten sich zu einer
Lebensgemeinschaft bereinigen, um ihr« gemeinsamen geistigen
Belange mit um so größerem Nachdruck vertreten zu können.
Um wieviel nötiger al» hier ist daö bei dem Komplex, beii_ wir
als Groß-Hamburg bezeichnen! Der Einwand, dazu bedürft e?
keiner politischen Verschmelzung, ist kurzsichtig. Gewiß stetze sich
denken, caß alle geistig interessierten Männer und Frauen der
vier Städte und umliegenden Ortschaften zu einem Kulturbund
zusammentreten, aber — selbst wenn er zustande kommen sollte
— er würde bei den wichtigsten Gelegenheiten der Stoßkraft er-
mangeln. Stur das politische Gemeinwesen kann, wenn große
Interessen in Frage stehen, enffcheidende Erfolge haben. Vor
allem dann, wenn e? sich um Belange von gemischtem geistig-
materiellen Charakter handelt, wie etwa bei den Zweckveroäuden
für 'Bebauung und Aufteilung des Geländes. Kurzsichtig naincnb
lieh wäre jener Einwand von seilen der Iiachbarstädte selbst. Ist
es den Altonaern und Harburgern verborgen, daß jeder von
ihnen als Angehöriger eme? ®rmeinmri ns >a<- eine


